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Drucksache VI/2967 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorge- 
legten Vorschlag der Konunission der Europäischen Gemein- 
schaften für eine Verordnung (EWG) des Rates über bestimmte 
Verwaltungs- und Finanzmodalitäten der Tätigkeit des Euro- 
päischen Sozialfonds 

— Drucksache VI/2905 — 


A. Bericht des Abgeordneten Berberich 


Der Vorschlag der EG-Kommission wurde mit 
Schreiben des Präsidenten des Bundestages vom 
8. Dezember 1971 dem Ausschuß für Arbeit und So- 
zialordnung überwiesen, der die Vorlage am 16. De- 
zember 1971 beraten hat 

Der Kommissionsvorschlag für eine Verordnung 
des Rates über bestimmte Verwaltungs- und Finanz- 
modalitäten der Tätigkeit des Europäischen Sozial- 
fonds bildet den Schlußpunkt einer Reihe von Be- 
schlüssen und Verordnungen des Rates der Europä- 
ischen Gemeinschaften, die den Europäischen Sozial- 
fonds reformieren. Mit dem Inkrafttreten der vor- 
liegenden Verordnung, nach Möglichkeit noch vor 
dem 1. Januar 1972, kann erst das ganze Verord- 
nungswerk in Kraft gesetzt werden. 

Die Verordnung wendet sich an die Mitgliedstaa- 
ten, die Kommission und die Empfänger von Hilfen 
aus den Fonds. Im einzelnen sieht die Verordnung 
vor: 

— die Anträge der Mitgliedstaaten sowie das Ge- 
nehmigungsverfahren und Prüfungsverfahren der 


Kommission werden an bestimmte Modalitäten 
und Fristen gebunden; 

— die Kommission wird abweichend von der bishe- 
rigen Rechtslage ermächtigt, Vorschüsse zu zah- 
len? 

— die Empfänger der Hilfen des Fonds werden ver- 
pflichtet, die Verwendung der vom Fonds erhal- 
tenen Gelder durch die Kommission der Europä- 
ischen Gemeinschaften prüfen zu lassen. 

Der Ausschuß hat Zweifel geäußert, ob es sinnvoll 
ist, den Regierungen der Mitgliedstaaten in Artikel 2 
Abs. 3 der Verordnung eine Frist zur Weitergabe 
der Anträge einzelner Körperschaften zu setzen. Es 
wird häufig nicht möglich sein, Strukturpläne, etwa 
eines Kommunalverbandes, die beschäftigungspoli- 
tische Maßnahmen mit umfassen, innerhalb von 30 
Tagen auf ihre Zukunftsträchtigkeit und Wirksam- 
keit hinreichend prüfen zu können. Andererseits 
kann man davon ausgehen, daß die Regierungen die 
Hilfen der Gemeinschaft für aussichtsreiche beschäf- 
tigungspolitische Initiativmaßnahmen einzelner 


Drude: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/2967 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Körperschaften begrüßen und deshalb in ihrem eige- 
nen Interesse bestrebt sein werden, alsbald die Mit- 
tel zu erhalten. Daher erscheint es dem Ausschuß 
nicht zweckmäßig, den Regierungen der Mitglied- 
staaten insofern eine — häufig nicht einhaltbare — 
Frist zu setzen, die eine ordnungsgemäße Prüfung 
und Bearbeitung ausschließt. 


Bonn, den 16. Dezember 1971 


Berberich 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entwurf — Drucksache VI/2905 — zur Kenntnis 
zu nehmen. 


Bonn, den 16. Dezember 1971 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 


Dr, Sdiellenberg 

Vorsitzender 


Berberich 

Berichterstatter 
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